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Jesuitenfrage un! Bundesverfassungsreform 1n der Schweiz

Reform, kann die Debatte vorurteilsloser undIm Junı begannen 1n der Schweiz Vor-
arbeiten für eine Totalrevision der Bundes- hne konfessionspolitische Voreingenommen-
verfassung. Unter dem Orsıtz VO  3 alt Bun- heit eführt werden. Es esteht deswegen Aus-
desrat Wahlen hat ıne Kommuissıon zunächst siıcht, da{t s1e rascher einem Ergebnis
wWwel Fragen klären Ist ine Verfassungs- kommt.
revV1sSıON überhaupt notwendig? und Sınd 1m Der eiıne Ausnahmeartikel betrifft die Wie-
gegenwärtigen Zeitpunkt die geistigen und derherstellung der Neuerrichtung VO  3 KlIö-
politischen Voraussetzungen für ıne große (Art. 52) Er kam GFST 1874 als Folge
Reform gegeben? Damıt 1St auch das Gespräch des Kulturkampfes in die Verfassung. In der

die SOgENANNTLEN konftfessionellen Aus- gegenwärtigen Auseinandersetzung spielt
nahmeartikel der Bundesverfassung 1n ıne kaum eine Rolle: Klosterstürmer des etzten
LEUE Perspektive geraten. Jahrhunderts finden sıch 1Ur noch wenıg2e.

Das schweizerische Grundgesetz STamMmMtTt Se1- Überraschend War eshalb, daß siıch 1m
letzten Jahr die Synode der reformiertenLCIL tragenden Ideen nach Aaus dem Jahr 1848

Die bisher einzıge Totalrevısıon geht auf das Landeskirche Zürichs anderem dieses
Jahr 18/4 zurück. Seither wurde 1n ber Artikels bediente, eine Debatte ber V an-

Teilrevisionen versucht, der immer chneller elische Klostergemeinden negatıv enNnt-

werdenden Entwicklung Rechnung LTagenN. scheiden, obwohl der Verfassungsgeber sicher
Für den Wounsch nach einer Totalrevıi- LUr katholische Klöster 1m Auge hatte un
S10N WAar weniıger die Jahrhundertfeier VO  ; sıch die schweizerische Regierung immer
1974 entscheidend obwohl dieses Datum die Juristische Maxıme gehalten hat, da Aus-
Parlament un Regierung als erwünschter nahmerecht restriktiv interpretieren ISt.

Derselbe Artikel verbietet weıter die Neu-Termin vorschwebt als die echt der
Unrecht oft beschworene „Helvetische Ma- errichtung der Wiederherstellung religiöser
laise“. So csehr 1a  - heute die Meisterschaft der Orden Dieses Verbot 1St nıe ANSCWECNH-
Verfassungsgeber VO  } 15458 anerkennt, sehr det worden un WAar wohl überhaupt nıe -
spurt Man, dafß das geltende Grundgesetz wendbar, da sich diese Materiıe dem Zugriff
nıcht mehr hinreichend imstande ISt, den Weg des Staates entzieht. Der ganze Artikel dürtte
1n die Zukunft welisen. Es geht deshalb die Reform wahrscheinlich wen1g belasten, ob-

mehr als lofße Verfassungskosmetik. Re- wohl natürlıch jederzeit Stoft für Emoti1o0-
gjerung und Parlament sind sıch dessen be- nen un Aftekte bietet. Das Gewicht der Aus-
ufßt und verhehlen sich keineswegs die einandersetzung liegt enn auch auf dem —

Schwierigkeiten der für das Land bedeu- ZCNANNTLEN Jesunitenverbot.
Der Abschnitt des betreftenden Tt1i-tungsvollen Aufgabe.

Erhebliche Schwierigkeiten, VOT allem kon- kels lautet: „Der Orden der Jesuiten un die
kret politischer Art, verursachen die Ausnah- ihm affiliierten Gesellschaften dürten 1n kei-
meartikel. ährend 7zwischen den beiden Nnem e1] der Schweiz Aufnahme finden und
Krıiegen beı vereinzelten, unwirksamen Vor- es ISt ihren Gliedern jede Wirksamkeit 1n
stößen blieb, hält die Diskussion seit 1947 Kiırche Uun: Schule untersagt” (Art. 51) Diese
ununterbrochen Damals versuchte INnNan Formulierung datiert VON 1574, die CN-
eine Bereinigung autf das Jubiläumsjahr 1948 er 1848 neben der Niederlassung des Ordens
hin Jetzt, 1mM Zusammenhang mMi1t der oroßen ausdrücklich auch die Tätigkeit der einzelnen
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Jesuiten erwähnt. Die Rechtspraxis der Regie- USW. Neben den bekannten Schwierigkeiten
runs (Bundesrat) wurde 1mM Lauf der re jedes ökumenischen Diıalogs unterliegt das Ver-
zunehmend restriktiver. Den Jesuiten sind hältnis der Konfessionen 1n der Schweiz einer
ber nach W1e VOT eigene Pfarreien selbst zusätzlichen Belastung. Auf Millionen Fın-
dıe UÜbernahme einzelner Vıkarsposten un wohner treften ber 4010 01010 Ausländer, die
Schulen verboten. S0 wurde 1m etzten Som- me1lst katholischer Konfession sind, daß
INner eın Zürcher Jesuit daran gehindert, VO]  - evangelischen reisen eine Verschiebung
der Universität gemeinsam mMIiIt einem CVAaNSC- des tradıitionellen Mehrheitsverhältnisses
lischen Theologieprofessor eın vOon der Fakul- 9 Protestanten 41 %o Katholi-
tat vorgesehenes Seminar ber einen Konzıils- ken, 1960 0—45 %o) befürchtet wird.
LeXTt halten. Es ergibt sıch dıie paradoxe Dıie größte Schwierigkeıt, die auch die U-O0=
Lage, daß die Jesuiten aut Verfassung STAaAfiSs- talrevision schwer belastet, 1St ber wohl die,
gefährlich sınd der Zzweıte Absatz des Art. 51 daß viele Schweizer noch stark der Mentalıi-
lautet: „Dieses Verbot kann durch Bundes- tat des etzten Jahrhunderts verhaftet sind
eschluß auch auf andere gyeistliche Orden In der Jesuitenfrage bedeutet dies, da{fßß die
ausgedehnt werden, deren Wirksamkeit SEAdaEtSs- Wiırkungen der unbeschreiblichen Jesuiten-
gefährlich 1St der den Frieden der Konfes- hetze 1n der ersten Hilfe des ahrhun-
s1ionen Stört“); ber zahlreiche Tätigkeiten le- derts noch nıcht abgeklungen sınd der
g1tım entfalten dürten. Diese Sıtuation führt miındest für das anhaltende Mißtrauen VCI-

nebenbei einer gewissen Rechtsunsicherheıt, antwortlich gemacht werden mussen. Noch
dafß die einen VO:  3 Verfassungsverletzung immer gibt offizielle Schulbücher 1n rOtEe-

durch Jesuiten reden, andere nıchts be- stantischen Kantonen, die jesuitische und kom-
anstanden haben munistische Methode einander gleichsetzen

Für einen Aufenstehenden 1St schwer - und den Jesuiten jede Vaterlandsliebe ab-
klärlich, WI1e sıch solche Bestimmungen über sprechen. Freilich reichen auch 1n der Schweiz
100 Jahre halten konnten un noch heute die die beinahe unausrottbaren urzeln der Je:
emuter bewegen, nachdem die meıisten Nar- suıtenphobie 1n die eıit der Gegenreforma-
ben des Bürgerkriegs VO  - 1847 längst verheilt tiıon zurück.
sind Die Sıtuation art S1  $ Wenn 88028  - die Augenblicklich 1St der Stand der Revıisıons-
hauptsächlichsten Hintergründe der Debatte bemühungen folgender: Im Sommer 1955
erwagt. Zunächst 1St unmöglich, den Ver- nahm der Bundesrat 1n der wenıger bınden-
fassungsartikel durch bloßen Parlamentsbe- den Form e1ines Postulats die SOgeENANNTE „Mo-
schlufß, Ww1e LWa 1956 1n Norwegen, bese1- tıon VO Moos“ 9 1n der der dama-
tıgen. Volk und antone haben entsche1- lige Stäiänderat un heutige Bundesrat Ludwig
den Man kann sich nıcht dem Risiıko eınes VO  - Moos dıie Auihebung der Ausnahmearti-
negatıven Volksentscheids aussetzen, w1e das kel verlangte. Der Bundesrat verpflichtete
ZUr Auflockerung des Bodens für das Frauen- sıch ausdrücklich, bald wıe möglich Bericht
stimmrecht möglıch lSt, da die Regierung sıch und Antrag stellen. Inzwischen siınd
dann ZSCZWUNSCH sähe, die Verfassung eIN- Jahre VErSanSCN, hne da{fß die Regierung
schneidender als heute anzuwenden, abge- wiederholtem Drängen der Presse und
sehen VO Prestigeverlust 1mM Ausland. der konservativ-christlichsozialen Parte1 iıhren
Zweitens ISt die Reviısıon nıcht mehr VO: Bericht ersStattiet hätte. Die Materie wechselte
Gesamt der Beziehungen zwıschen Protestan- bereits dreimal den Minister, der, jeden
ten und Katholiken trenNNeN, obwohl Anschein VO  ; Parteilichkeit meıden,
ursprünglich die Radikalen beider Kontessio- protestantischer Konfession 1ST Eıne der
1EeN N, welche diesem Verbot Rechtskraft Hauptursachen 1St, da{ß der VO  } der Regıe-
gaben. Drıiıttens 1St 198028  ; oft der Meınung, rung mit einem Gutachten beauftragte Ex-
die Katholiken hätten noch weıtere Forde- der bekannte Zürcher Staatsrechtsleh-
rTuNnsch anzumelden, eLtwa 1n der Schulfrage, 1T Prof. Werner Kägı, der sıch schon wieder-
der Errichtung einer Botschaft e1ım Vatikan holt die Bereinigung des Verhältnisses VO':  w
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Staat und Kırche verdient gemacht hat —nach Inzwischen verstreicht die eit nıcht unge-
achtjähriger Arbeit seiınen Bericht immer noch Eın Omıiıtee VO führenden Per-
nıicht abschließen konnte. Der Gelehrte hatte sönlichkeiten aus allen Schichten des Volkes

Begiınn dieses Jahres seın Gutachten für hat der Leitung des Protestanten Reto
diesen Sommer versprochen. Caratsch auf privater Basıs ıne Lösung aus-

Hat die Regierung einmal autf Grund des gearbeitet, der alle Beteiligten zustimmten.
Gutachtens ihre Vorlage ausgearbeitet, olgt Leider hat der Vorschlag bıs jetzt NUur ein
das Vernehmlassungsverfahren. Es gıbt den geringes Echo gefunden. Im Hınblick auf die
Kantonen, Parteıen, Verbänden und Organı- Herbstwahlen des eidgenössischen Parlaments
satıonen Gelegenheit eıiner Stellungnahme. (29 haben WwWwel weıtere Parteıen
Daran chließt sich die Behandlung 1M Parla- das Revisionspostulat 1n ıhr Programm auf-
mMent un endlich die Volksabstimmung. Theo- >  MMMECN. Damıt treten drei der vier der
retisch könnte das N} Vertfahren bıs 19716 Regierung beteiligten Parteien für iıne Re-

V1sıon ein, W a4as auch eiıner absoluten MehrheitIso in der kommenden Legislaturperiode, be-
endet werden. 1m Parlament entspricht.

Den Katholiken hätte eın schnellerer VWeg Und die Kirchen? Selbstredend 1St dıie Re-
ZUTC Abstimmung offengestanden: die Volks- V1s1ıon als verfassungsrechtliche Frage Sache
oder Standesinitiative. Da ber eın posıtıver des Staates. Dennoch 1St s1e hne Verständi-
Ausgang der Abstimmung hne die Miıtarbeit ZunNn$s der Konfessionen nıcht erreichbar. Kaum
der protestantiıschen Mehrheit nıcht erreli- eiıne Debatte der Verlautbarung, bei der nicht
chen 1St, wurde daraut verzichtet. Nur gründ- als hauptsächlichstes Gegenargument die Hal-
lichste Vorarbeit un ine eingehende Intor- Cung der katholischen Kirche in Fragen der
mierung der öftentlichen Meınung, SOWI1e die Mischehen, der kontessionellen Schulen USW.,.

Unterstützung VO:  ; Regierung, Kirchen un: ZUE Sprache ebracht wiırd. Es 1St klar, da{ß
Parteıen werden einen Fortschritt ermOg- eın Entgegenkommen der Protestanten 1n der
liıchen. Jesuitenfrage katholischerseits nıcht mi1t einem

Wıe INa  - sieht, bietet alleın schon die Be- Zugeständnis LIwa 1n Sachen Mischehe C1I-

reinıgung dıeses VvVon der Zeıt Jlängst über- kauft werden kann Die Fragen liegen nıcht
holten Problems groiße Schwierigkeiten. Füh- aut derselben Ebene; ebensowenig kann die
rende Politiker, iıhnen alt Bundesrat Aufhebung eines Unrechts durch Vorleistun-
Wahlen, siınd eshalb der Meınung, daß 19893  - SCH erkauft werden. Von seıten des „Schwei-
das große Reformwerk nıcht mIt stark zerischen Evangelischen Kirchenbundes“ lıegt
emotional verstrickten Problemen WwI1e dem bıs Jetzt 1mM Gegensatz einer Stellung-
Jesuitenverbot un dem Frauenstimmrecht be- nahme der katholischen Biıschofskonferenz
lasten kann. Diese Materijen sollen vorher in Vom 11 Ar  DA 1953 keine Verlautbarung
Teilrevisiıonen ine Lösung finden. Dıie VOT- VO  5 Es 1St hoffen, da{fß nach dem Vorbild
bereitende Kommiuissıon, die S1!| auch die- der Mischehenerklärung der drei
ser Frage außern hat, dürfte derselben Landeskirchen eine gemeınsame Haltung mOg-
Meınung se1nN. Wenn bıs 1974 eine CUue Ver- lıch wird. Dıie Angelegenheit stehrt darum auf
Tassung in Sıcht kommen soll, können die der Traktandenliste der interkonfessionellen
Teilretormen nıcht mehr lange verzögert WeOeI- Gesprächskommission. Zeıigen viele führende
den Dıiese Tatsache un die langsam wach- Protestanten, darunter auch Vertreter der Kır-
sende Einsicht in die Notwendigkeit der Ka chen, ine erfreulich posıtıve Haltung, las-
torm berechtigen Hoffnungen. Parlament sen Verlautbarungen einıger offizieller Stellen
un: Regierung stehen einer Abschaffung der wünschen übrig. Die Ausnahmeartikel be-
Artıikel DOSIt1V gegenüber. Die entscheidende deuten eiıne Belastung des ökumenischen Ge-
und schwerste Hürde 1St die Volksabstim- sprächs, die bald ausgeraumt werden mu{fß
INUNS. Dıie Kıirchen stehen VOoOr größeren Aufgaben.

Josef Brubhin Sr
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